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Schriftlicher Bericht 
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über den Antrag der Abgeordneten Logemann, Sander, 
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— Drucksache 1V/2153 — 
betr. EWG-Regelung für Kartoffeln 


A. Bericht des Abgeordneten Saxowski 


Der vorliegende Antrag wurde am 29. April 1964 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und dem Außenhandels aus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

In seiner Sitzung am 5. Mai 1964 nahm der Aus- 
schuß zur Kenntnis, daß die Bundesrepublik Sperr- 
fristen 

für Pflanz-, Speise- und Futterkartoffeln (1. Mai bis 
10. August) 

für iSpeisefrühkartöffeln (11. Juni bis 10. August) 
bei der Einfuhr in die Bundesrepublik als allein 
wirkungsvoll agrarpolitische Schutzmaßnahme schon 
immer — also bereits vor Zustandekommen des 
EWG-Vertrages — zur Ordnung des Kartoffel- 
marktes angewendet hat. 

Der Anteil der deutschen Kartoffelernte beträgt 
im Durchschnitt mehr als 50% der Gesamterzeu- 
gung von Kartoffeln im EWG-Raum und zeigt deut- 
lich die besondere Bedeutung, die der Kartoffelwirt- 
schaft in der Bundesrepublik zukommt. Die jähr- 
lichen Verkaufserlöse der westdeutschen Landwirt- 
schaft liegen zwischen 800 Millionen bis 1 Milliarde 
DM. 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 
die Aufhebung der Sperre zu schwerwiegenden 
Nachteilen für die deutsche Kartoffelwirtschaft füh- 
ren würde; insbesondere würde der Frühkartoffel- 


anbau zum Erliegen kommen und vielen kleinbäuer- 
lichen Familienwirtschaften die Existenzgrundlage 
nehmen. Der Ausschuß hat daher mit Befriedigung 
zur Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung 
die EWG-Kommission davon unterrichtet hat, daß 
die Sperrfristen für Kartoffeln so lange beibehalten 
werden sollten, bis feststeht, in welcher Weise eine 
gemeinsame Agrarpolitik für Kartoffeln zustande 
kommt. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, 
auf weitere Anwendung der bisherigen Einfuhr- 
sperrfristen zu bestehen. 

Darüber hinaus war aber auch der Ausschuß der 
Auffassung, daß erforderlichenfalls außerhalb der 
Sperrfristen andere Maßnahmen für Kartoffelein- 
fuhren nach dem Beispiel von Mitgliedstaaten er- 
griffen werden sollten, u. a. Mindestpreise gemäß 
Artikel 44 des EWG-Vertrages einzuführen. 

Der mitberatende Außenhandelsausschuß sah 
einen gewissen Widerspruch darin, daß für Früh- 
kartoffeln eine Mindestpreisregelung eingeführt 
werden solle, die wiederum eine Aufhebung der 
Sperrfristen erforderlich machen würde. Er sprach 
sich aber auch grundsätzlich dafür aus, gewisse 
Schutzvorschriften für Kartoffeleinfuhren vorzu- 
sehen. 

Namens des Ausschusses bitte ich Sie, dem An- 
trag Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 26. Mai 1964 

Saxowski 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

mit Rücksicht auf die besondere Bedeutung des Kar- 
toffelanbaues in der Bundesrepublik 

a) im EWG-Ministerrat gemäß ihrer Erklärung auf 
weiterer Anwendung der bisherigen Einfuhr- 
sperrfristen für Kartoffeln als agrarpolitischer 
Maßnahme zu bestehen, 

b) erforderlichenfalls außerhalb der Sperrfristen 
andere Maßnahmen für Kartoffeleinfuhren nach 
dem Beispiel von Mitgliedstaaten zu ergreifen, 
u. a. Mindestpreise gemäß Artikel 44 des EWG- 
Vertrages einzuführen. 


Bonn, den 26. Mai 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Saxowski 

Berichterstatter 



